
dass man den Akten des KGB all zu viel
Wahrheitsgehalt zubilligt. Wiederum
anders in Deutschland, wo auf Grund der
Beweissicherung ein langer Prozess des
Urteilens und auch des Verurteilens im
Gang ist. Mit anderen Worten: der Rück-
blick auf entsprechendes Handeln oder
auch Schweigen, wenn die Rechte von
Menschen verletzt werden, hatte durch-
aus einen Stellenwert auf der Tagung,
aber drängender noch waren die Fragen
hinsichtlich der Zukunft, wo und wie man
in seinem eigenen Kontext und auch ge-
meinsam dazu beitragen kann, die ver-
schiedensten Formen der Gewalt in allen
Lebensbereichen – und nicht nur zwi-
schen verschiedenen Ländern – überwin-
den zu helfen.

Beitrag der Kirchen zur UNO-Dekade

Das Programm des ÖRK, das übrigens
vor drei Jahren auf der Vollversamm-
lung in Harare auf Drängen der deut-
schen Delegation verabschiedet wurde,
hat den großen Vorteil, das jede Mit-
gliedskirche ihre eigenen Aktivitäten
entfalten kann und gleichzeitig eine
weltweite Vernetzung untereinander
und auch mit der UNO-Dekade möglich

Dr. h.c. Rolf Koppe

Kein Zweifel: der Auftakt zur weltwei-
ten Dekade zur Überwindung der Ge-
walt am 4. Februar 2001 am Branden-
burger Tor war gut gewählt. Die über
150 Vertreter von 342 Mitgliedskirchen
des Ökumenischen Rates der Kirchen,
die in diesem Jahr auf Einladung der
Evangelischen Kirche in Deutschland
ihre Zentralausschusssitzung in Pots-
dam abhielten, wurden hautnah an die
friedliche deutsche Revolution von
1989 erinnert und bekamen auch einen
Eindruck davon, was sich vor rund 10
Jahren in vielen anderen Ländern Euro-
pas abgespielt hat, nämlich der nahezu
unblutige Zusammenbruch einer Welt-
ordnung, die die Welt ideologisch und
militärisch jahrzehntelang geteilt hatte.

Die Vertreter aus Afrika, Asien und Latein-
amerika waren sichtlich bewegt davon,
dass sie Orte des Geschehens, die sie nur
aus dem Fernsehen kannten, sozusagen
live erleben konnten. Besonders zum Aus-
druck brachte das Pfarrer Dr. Jong-Wha
Park aus Südkorea, der im Gottesdienst in
der Berliner Zionskirche die Predigt hielt
und dabei auch an die brutale undurchläs-
sige Grenze zwischen Nord- und Süd-
korea erinnerte, die normale Kontakte
zwischen den miteinander verwandten
Menschen immer noch verhindert. 

Der Kalte Krieg, der auch die Kirchen in
ihrem Denken und Tun zutiefst geprägt
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Bischof Dr. h.c. Rolf Koppe:
”Die Gewalt als solche wird dadurch
nicht überwunden werden, weil sie
ihren tiefsten Ursprung in der Ent-
fremdung des Menschen von Gott
hat, aber sie kann minimalisiert wer-
den durch Beispiele…“.

Kirchliche Dekade zur
Überwindung der Gewalt

hat, hat in vielen Weltreligionen seine
Spuren hinterlassen und erst jetzt begin-
nen die Fragen stärker zu werden, ob die
Kirchen die Möglichkeiten ausgeschöpft
haben, im Geiste der Versöhnung tätig
zu werden. In Südafrika ging und geht es
um die Wahrheitsfindung mit dem Ziel
der Versöhnung, ebenso in Lateinameri-
ka nach der Zeit der Militärdiktaturen, in
Russland ist man bemüht, das bolsche-
wistische Denken zu überwinden, ohne



ist. Denn es wäre vermessen, wenn die
Kirchen den Versuch eines Alleingangs
unternehmen würden. Sie können aber
mit dazu beitragen, Inseln der Verläss-
lichkeit zu schaffen, auf denen z.B. Poli-
zisten nicht bestechlich sind, weil sie or-
dentlich bezahlt und ausreichend trai-
niert worden sind. Dass sich die Bürger
sicher fühlen und das Gewaltmonopol
einer unabhängigen Justiz und Polizei
vorbehalten bleibt, ist in vielen Teilen der
Welt keineswegs selbstverständlich. 

Bereits 1994 begann die Initiative „Frie-
de für die Stadt“ u.a. in Rio de Janeiro in
Brasilien, Belfast in Nordirland und Dur-
ban in Südafrika. Seit 1999 gehört auch
Braunschweig dazu mit den Bausteinen
„Schritte gegen Tritte“ oder „Sport
statt Gewalt“. Vom Kindergarten über
Schule bis zur aufsuchenden Jugendar-
beit reicht die Skala der Aktivitäten. Im
Internet sind sie unter www.wcc-coe.
org/wcc/dov/index-g.html zu finden,
speziell für Deutschland unter www.ar-
beitsstelle-moewe.de.

Der seit 1993 amtierende Generalse-
kretär des Ökumenischen Rates der Kir-

chen, der Deutsche Professor Dr. Konrad
Raiser, hat in seiner Rede zur Eröffnung
gesagt, dass „wir die Dekade nicht als
blauäugige Idealisten beginnen, die von
Frieden und Versöhnung träumen und
die Wirklichkeit nicht wahrhaben wol-
len“. Und er fuhr fort: „Wir wollen mitar-
beiten am Ausbau einer Kultur der Leben
bejahenden, aktiven Gewaltfreiheit“. 

Impulse aus den Landeskirchen 
und dem DEKT

In Deutschland hat der Ratsvorsitzende
der EKD, Präses Manfred Kock, bereits
auf dem Kirchentag in Stuttgart 1999
den Startschuss für die Dekade gegeben
und viele Landeskirchen sind dem bereits
gefolgt. Angesichts der Gewalt gegen
Ausländer und rechtsextremistischer
Tendenzen hat die Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen eine Initiative be-
gonnen, die den Titel trägt: „Lade deinen
Nachbarn ein“. Und sicherlich werden
auf dem Deutschen Evangelischen Kir-
chentag im Juni in Frankfurt neue Impul-
se gegeben. Was aber die Dekade des
ÖRK besonders auszeichnet, ist die Inter-
nationalität und die Möglichkeit, sich in

der weltweiten Christenheit darüber aus-
zutauschen. Ich bin fest davon über-
zeugt, dass damit dem gemeinsamen
Zeugnis und Dienst eine globale Perspek-
tive gegeben wird, die die Einzigartigkeit
der Kirche sowie ihre Botschaft vom Frie-
den Gottes und der Gerechtigkeit unter
den Menschen zum Ausdruck bringt.

Die Gewalt als solche wird dadurch
nicht überwunden werden, weil sie
ihren tiefsten Ursprung in der Entfrem-
dung des Menschen von Gott hat, aber
sie kann minimalisiert werden durch
Beispiele, wie Menschen trotz aller Un-
terschiede friedlich zusammenleben
können. Diese Nüchternheit schlägt die
Brücke zu Menschen, die aus ganz an-
deren als christlichen Motiven mitma-
chen wollen bei dem lohnenden Ver-
such, die Gewalt zu überwinden. Die
nächsten 10 Jahre stehen unter dem
Vorzeichen einer weltweiten großen
Koalition. �

Anm.:
Bischof Dr. h.c. Rolf Koppe ist Leiter der

Ökumene- und Auslandsarbeit im
Kirchenamt der EKD.

Dekade zur Überwindung der Gewalt
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Gerd Heinrich:
Tausend Jahre Kirche
in Berlin-Brandenburg
Wichern-Verlag Berlin,
ISBN 3-889810454
1104 Seiten, 128,- DM

Territorialgeschichte, auch Territorialkirchen-
geschichte, ist meist ein Thema von Einzelun-
tersuchungen. Darum ist es erfreulich, dass für
Berlin-Brandenburg eine Gesamtdarstellung
der Kirchengeschichte vorliegt. 17 Autoren
haben die einzelnen Abschnitte der 1000-
jährigen Geschichte einschließlich einer Bio-
graphie und einer Zeittafel in dem mehr als
tausend Seiten starken Band „Tausend Jahre
Kirche in Berlin-Brandenburg“ unter der Her-
ausgeberschaft von Gerd Heinrich bearbeitet.
Bildmaterial ergänzt noch ab und zu die Texte.

Den Anfang macht Dietrich Kurze, der die mit-
telalterliche Kirchengeschichte vom Beginn
der Kolonisation bis zur Epoche des Humanis-
mus mit allen Facetten (Orden, Ketzer, Pfarr-
sprengel, Kirchenorganisation, städtische und
dörfliche Verhältnisse, Bistümer) darstellt.

Die Reformationszeit und die Kirchenpolitik der
Kurfürsten bis 1598 hat Iselin Gundermann zu-
gleich präzise und einfühlsam beschrieben.

Zur Geschichte und zur Kirchengeschichte
gehören auch Sachzeugen. Dieser Erkenntnis
wird hier deutlich Rechnung getragen, indem
für die Reformations- und Nachreformations-
zeit die Entwicklung des Kirchenbaus darge-
stellt wird (Peter Schmidt) und ebenso für das
19. Jahrhundert (Eva Börsch-Supan).

Dass Kirchengeschichte wechselseitig verwo-
ben ist mit der allgemeinen Geschichte, ist in
Brandenburg besonders exemplarisch vorge-
führt worden, indem die Konfessionspolitik
beteiligt ist an der Ausbildung des Absolutis-
mus im 17. Jahrhundert (Rudolf von Thadden
und Wolfgang Ribbe).

Die Kirchenpolitik der ersten preußischen Kö-
nige (Friedrich I., Friedrich Wilhelm I.) hat die-
se Entwicklung weiter vorangetrieben, zu-
gleich dem Pietismus Eingang in ihrem Lande
verschafft (Thomas Klingebiel), bis Branden-
burg-Preußen zu einem Zentrum der Auf-
klärungstheologie wurde (Horst Möller).
Die der Aufklärungsepoche folgende Zeit mit
ihrem restaurativen Versuch unter König Frie-
drich Wilhelm II. hat die Reformbedürftigkeit
von Theologie und Kirchenverfassung ge-
zeigt. Die Arbeit Schleiermachers, Agenden-
streit, Kirchenunion und Erneuerungsbewe-
gung bestimmen die Zeit bis ca. 1840 (Hans-
Dietrich Loock), die durch die Turbulenzen
der Märzrevolution von 1848 wieder zu Re-
staurationsprozessen geführt haben.

Die Probleme, die durch die wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Umwälzungen im 19.
Jahrhundert die brandenburgische Kirche
herausforderten, werden in zwei großen Ab-
schnitten zur Altpreußischen Union und zum
sogenannten Thron-Altar-Verhältnis behan-
delt (Gerhard Besier, Klaus Erich Pollmann).

Nach 1918 musste man nach der Trennung
von Staat und Kirche eine neue Identität fin-
den, was sich sehr schwierig gestaltete
(Robert Stupperich).
Die schwierigen Zeiten des Nationalsozialis-
mus und der DDR mit ihren Opfern, aber
auch mit ihrer Schuld findet mit vier wichtigen
Kapiteln (Gerhard Besier, Gerd Heinrich)
nachdenkenswerte Darstellung.

Sehr zu begrüßen ist, dass auch der katholi-
schen Kirche im 19. und 20. Jahrhundert ein
Kapitel gewidmet ist (Felix Escher).
Das große Werk wird abgeschlossen durch ei-
nen Epilog (Gerd Heinrich), eine Zeittafel, ei-
ne Liste leitender Persönlichkeiten (Max Ot-
tokar Kunzendorf) und eine umfangreiche Bi-
bliographie (Peter Bahl).

Wer sich für Berlin-Brandenburg und seine
Geschichte interessiert, kann eigentlich auf
dieses umfangreiche Werk nicht verzichten.

(Prof. Dr. Gerlinde Strohmaier-
Wiederanders)
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in diesem Monat findet vom 16. bis 17.
März unsere 38. Bundestagung in
Fulda statt. Ich freue mich deshalb be-
sonders, dass in dieser Ausgabe der
Evangelischen Verantwortung Studi-
enbeiträge zum Thema „Volkskirche“
und „Familie“ aus unseren eigenen
Reihen Eingang gefunden haben. Wir
haben uns in diesem Jahr ein sehr
grundsätzliches Thema vorgenom-
men. Es lautet:

„Das ,C’ - Anspruch 
und Herausforderung im 
21. Jahrhundert.“

Ich freue mich auf die Begegnung mit
Ihnen und die Gespräche, die wir
führen werden. Ich würde mich sehr
freuen, wenn viele von Ihnen in Fulda
dabei wären, damit wir der CDU und
auch der Gesellschaft das Signal geben,
dass wir es ernst mit dem Anspruch
nehmen, eine dem „C“ gerechte Poli-
tik in unserem Land zu verwirklichen.

Unsere Bundesvorsitzende, Frau Dr.
Angela Merkel, wird sich in einer Rede
mit unserem Jahresthema beschäfti-
gen und der Bischof der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck wird
uns mit der Frage konfrontieren, ob es
eine christliche Politik gibt. Wir be-
schäftigen uns also mit Fragen, die m.E.
für das Fortkommen der CDU/CSU in
der Zukunft sehr wichtig sein werden.
Für mich steht fest, dass wir nur aufgrund
einer dezidiert wertorientierten Politik,
die Menschen wieder für unsere Anlie-
gen, unsere Ziele und unsere ethischen
Ansprüche gewinnen können. Dies hat
etwas mit Wahrhaftigkeit und Integrität
zu tun. Wir stellen uns einem Thema,
das, wenn man es recht sieht, Funda-
ment und Ausgangspunkt der Auseinan-
dersetzungen der letzten Monate ist.

Es ist ja der Anspruch der christlich ge-
prägten Ethik, die uns über Gentechno-
logie und Euthanasie sprechen und
nachdenken lässt. Aus diesem Grund
haben wir uns im Bundesvorstand des
Evangelischen Arbeitskreises dafür ent-
schieden, dass wir anlässlich der Bun-

destagung eine Erklärung zur Euthana-
sie verabschieden.

Bei meinen Vorträgen, die ich im Rah-
men meiner Funktion als Vorsitzender
des Evangelischen Arbeitskreises in
den letzten Monaten quer durch unser
Land gehalten habe, ist mir deutlich
geworden, dass genau dieses Thema
die Menschen bewegt und dass hier
von unserer christlich geprägten Politik
Eindeutigkeit verlangt wird.

Aber in den letzten Wochen ist noch ein
anderes Thema unter ethischer Perspek-
tive behandelt worden. Ich spreche von
der Massentötung von ca. 400.000 Rin-
dern in Deutschland, die vernichtet wer-
den sollen, um den Marktpreis für Rind-
fleisch einigermaßen stabil zu halten. Es
ist unzweifelhaft, dass der Absatz und
damit der Markt für Rindfleisch einge-
brochen ist. Der Staat muss die Bauern
unterstützen, indem er aufkauft und
auch schlachtet. Die Bundesregierung
hat sich meines Erachtens aber zu
schnell und zu leichtfertig zur sinnlosen
Massenvernichtung entschlossen. Es
darf zu dieser Vernichtung von europa-
weit 1,2 Mio. Rindern nicht kommen. 

Das Vertrauen der Käufer kann nur
zurückgewonnen werden, wenn die un-
getesteten Bestände an altem Rind-
fleisch, die in den Kühlhäusern in großer
Zahl vorhanden sind, durch frisches und
getestetes Fleisch ersetzt werden. Nur
durch diesen Schritt bekommen die Rin-
der ihren Wert als Nahrungsmittel. Ein
zweiter Schritt muss hinzukommen: Die
Bundesregierung sollte alle vorhande-
nen Möglichkeiten ausnutzen, um wert-
volle Nahrungsmittel, in die Bereiche der
Welt zu bringen, in denen jetzt Hunger
und Elend herrschen. Das vorgetragene
Argument, dass durch einen kostenlo-
sen Export Märkte zerstört werden, trifft
nicht für alle Regionen der Welt zu. Der
Evangelische Arbeitskreis plädiert des-
halb dafür, dass die getöteten und gete-
steten Rinder, in Länder geliefert wer-
den, in denen momentan eklatante Not
herrscht. Hier ist mehr Einsatz zu for-
dern, denn dies ist uns als Christen in der

Bibel anhand der ersten Kapitel der Ge-
nesis deutlich überliefert. Wir stehen als
Menschen nicht nur in einer Beziehung
zu Gott und den Mitmenschen, sondern
auch in einer Beziehung zu den Tieren.
Diese Beziehung muss intakt sein, ge-
nauso wie die zu unseren Mitmenschen.
An unserer Beziehung zu Gott aber
hängt es, ob die anderen Beziehungsli-
nien stabil sind und bleiben. Der Mensch
hat, indem er Wiederkäuer zu Allesfres-
sern gemacht hat, eine Grenze der gut-
en Schöpfung Gottes überschritten. Ich
habe mich deshalb schon 1993 bei mei-
nem Amtsantritt als Landwirtschaftsmi-
nister für das Fütterungsverbot von Tier-
mehl für Wiederkäuer europaweit ein-
gesetzt und es in Deutschland gegen
heftigen Widerstand durchgesetzt.

Aber nun noch ein Blick auf die Öku-
mene in Deutschland, denn auch sie
wird auf der Bundestagung in Fulda ei-
ne Rolle spielen. Ich habe mich sehr
gefreut, dass Bischof Lehmann endlich
die Kardinalswürde verliehen wurde.
Evangelische und katholische Christen
schätzen Lehmanns Aufrichtigkeit im
Dialog auch bei den Fragen, die ge-
gensätzlich beantwortet werden. Es ist
zu hoffen, dass damit die Ökumene in
Deutschland auch auf höchster Ebene
wieder mehr Fahrt aufnehmen kann.
Die mit dieser Ernennung verbundene
leichte Zuversicht muss aber in Zukunft
durch weitere Signale Roms bestätigt
werden.

Jochen Borchert, MdB
Bundesvorsitzender des EAK

Liebe Leserin, lieber Leser, 



1.) Volkskirche als Kirche „aus dem
Volke“ im Gegensatz zur
Staatskirche, jedoch wegen der
Überschneidung der Mitglied-
schaft vom Staats- und Kir-
chenvolk nicht als Widerpart
des Staates verstanden;

2.) Volkskirche als Kirche „für das
Volk“, verstanden als eine der
spirituellen Entwicklung der ge-
samten Bevölkerung dienende
Gemeinschaft;

3.) Volkskirche als religiöse Orga-
nisation „des gesamten
Volkes“ im Gegensatz zu scharf
abgegrenzten Bekenntnisge-
meinschaften;

4.) Volkskirche als „Kirche eines
Volkes“, verbunden mit dessen
Volkstum und begrenzt durch
dessen Nationalität.

I. Was verstehen wir unter „Kirche“?

Der Begriff „Kirche“ bezeichnet die Ge-
meinschaft derjenigen, die nach dem
Tode Jesu von Nazareth bezeugen, dass
Christus ihr gegenwärtiger Herr ist. Kir-
che hat damit notwendig zugleich eine
soziale und eine religiöse Dimension.
Dabei ist für die evangelische Auffas-
sung eine deutliche Differenzierung
zwischen der von Menschen getra-
genen sozialen Organisation (äußere
Kirche) und dem theologischen Phäno-
men eines nur Gott erkennbaren Kreises
von Gläubigen (innere Kirche) kenn-
zeichnend. 
Theologisch definierte Vorgaben für die
soziale Organisation „Kirche“ beste-
hen hierzu 
� erstens hinsichtlich des Organisations-

zieles, Menschen zum Glauben an Je-
sus Christus und damit in die von
Gottes Geist geprägte spirituelle Ge-
meinschaft zu führen, und 

� zweitens nach der evangelischen Auf-
fassung vom Priestertum aller Gläubi-
gen hinsichtlich der sozialen Basis in der
existentiellen Gleichheit der Glieder in
ihrer unmittelbaren Beziehung zu Gott. 

Aus protestantischer Sicht bezeichnen
danach die Ämter der äußeren Kirchen-
organisation unterschiedliche Funktio-
nen für die Erreichung des gemeinsa-
men Organisationsziels. Aus externer
Perspektive tritt Kirche hingegen in
ihren Amtsträgern institutionell in Er-
scheinung, während am Verhalten ihrer
Mitglieder ihr Potential zur Gestaltung
von individueller Persönlichkeit und so-
zialer Gemeinschaft erkennbar wird.

II. Was verstehen wir unter 
„Volkskirche“? 

Der Begriff „Volkskirche“ ist bezogen
auf die gesellschaftliche Institution der
Kirche und dient entweder deren Be-
schreibung (deskriptive Verwendung)

oder der Angabe eines für sie gültigen
Sollwertes (normative Verwendung).
Hierzu sind vier unterschiedliche Grund-
bedeutungen entwickelt worden:

Für einige dieser Bedeutungen hat sich
ihre Unbrauchbarkeit als Zielvorgaben
herausgestellt: Die enge Verbindung
von Kirche und Volkstum, im früheren
deutschen Nationalprotestantismus wie
auch in orthodoxen Kirchen und ameri-
kanischen Glaubensgemeinschaften zu
beobachten, ist von Romantikern des
19. Jahrhundert als Chance zur Intensi-
vierung religiösen Lebens verstanden,
im 20. Jahrhundert jedoch angesichts
der Ausprägung des Nationalismus zu
einer nichtchristlichen Ideologie als pro-
blematisch und riskant für Lehre und Or-
ganisation der Kirchen erkennbar ge-
worden. Das Ziel einer Totalintegration
der Bevölkerung in das Christentum
über eine der beiden Großkirchen hat
sich mit der Pluralisierung der Gesell-
schaft im Westen, ihrer Entchristlichung
im Osten sowie der Zuwanderung von
Menschen aus nichtchristlich geprägten
Ländern zu einer sowohl unrealistischen

als auch mit dem Anspruch des Individu-
um auf Selbstbestimmung in Spannung
stehenden Vorstellung entwickelt.

Die übrigen Begriffsaspekte sind hinge-
gen miteinander vereinbar: Soziologisch
betrachtet gehören die Kirchen institu-
tionell unzweifelhaft zur pluralistischen
Gesellschaft. Zugleich widerspräche je-
de Beschränkung der Verkündigung auf
einzelne sozial abgesonderte Gruppen
dem Inhalt des eigenen Evangeliums.

Die Alternativen einer anstaltlich verfas-
sten Staatskirche einerseits und einer
strikt bekenntnishaft konstituierten Frei-
kirche andererseits haben demgegen-
über entweder hinsichtlich der religiö-
sen Autonomie der Kirchen oder der
Reichweite ihrer Botschaft in der Gesell-
schaft entscheidende Defizite. Der EAK
tritt daher nachdrücklich für ein Fest-
halten der Großkirchen an ihrem volks-
kirchlichen Selbstverständnis ein.
Hierfür sprechen mindestens drei Grün-
de: 

Vor dem Hintergrund mitteleuropäi-
scher Kirchen- und Sozialgeschichte
bietet daher die Dienstgemeinschaft,
die in der Gesellschaft steht und sich mit
ihrem spezifischen Angebot an die ge-
samte Gesellschaft wendet, nach wie
vor das optimale Zielmodell für die exi-
stierenden Großkirchen. 

III. Was hat sich am Erscheinungsbild
der Volkskirche geändert? 

Im Jahre 1970 ist die evangelische Kir-
che in der damaligen Bundesrepublik
Deutschland von einer abrupt einset-
zenden massiven Welle von Kirchen-
austritten erfasst worden, die sich in
den Folgejahren zwar gelegentlich re-
duziert hat, jedoch nicht gebrochen

Volkskirche
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„Volkskirche im 
21. Jahrhundert“

1.) der eigene, von den Kirchen be-
zeugte Auftrag zu umfassender
Verkündigung;

2.) die über den sozialen Mecha-
nismus der Allgemeinheit des
Adressatenkreises erfolgende
Sicherstellung der Orientierung
kirchlicher Lehre am zentralen
Inhalt der Glaubens; 

3.) die Vermeidung der Risiken ei-
nes elitären Sonderbewusst-
seins exklusiver Zirkel.



2.

1.

worden ist. Vielmehr hat sich wie bereits
Anfang der siebziger Jahre auch in den
neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts
eine hohe Steuersensibilität marginaler
Kirchenglieder gezeigt. Die katholische
Kirche, die von der ersten Austrittswelle
deutlich weniger betroffen gewesen ist,
hat mit zeitlicher Verzögerung in den
neunziger Jahren gleichfalls massive
Mitgliederverluste erlitten. In den neu-
en Ländern ist trotz der historischen Lei-
stungen der Kirchen bei der Überwin-
dung des Realsozialismus nach dem
Fortfall der Repressalien gegen Christen,
eine Rückwendung der Bevölkerung zu
den Kirchen weitgehend ausgeblieben.
Statt dessen ist mit der flächendecken-
den Erhebung der Kirchensteuer auch
dort eine Steuersensibilität kirchenfrem-
der Mitglieder erkennbar geworden. 

Da die Austrittswellen in unterschiedli-
cher Weise groß- und kleinstädtische
sowie ländliche Gebiete erfasst haben,
liegen regional stark differierende Ver-
hältnisse vor. Bei fortdauernder nomi-
naler Zugehörigkeit von etwa zwei Drit-
teln der Gesamtbevölkerung und knapp
drei Vierteln der deutschen Bevölkerung
zu einer der beiden Großkirchen leben
Christen in den neuen Bundesländern in
einer Diasporasituation. Auch in ver-
schiedenen westdeutschen Ballungs-
zentren sind die Christen in eine Min-
derheitsposition geraten. Zugleich hat
sich die Kirchenbindung der verbliebe-
nen Christen gelockert. 

Öffentlich weniger beachtet worden ist
der im Laufe der letzten dreißig Jahre zu
verzeichnende deutliche Anstieg selbst-
bestimmter Aufnahmen in die evangeli-
sche Kirche, so dass die Wieder- und
Neuaufnahmen bereits Quoten von ei-
nem Viertel bis einem Drittel der Aus-
trittsverluste erreichen. Für die katholi-
sche Kirche liegen Mitgliedschaftszu-
wächse durch Übertritte und Wieder-
aufnahmen – zumindest derzeit noch –
deutlich niedriger. Darüber hinaus ergibt
sich für sie aus dem Priestermangel eine
Bedrohung ihrer flächendeckenden Prä-
senz. Die gegenläufigen Ein- und Aus-
trittsbewegungen in der evangelischen
Kirche zeigen hingegen eine graduelle
Veränderung der Qualität der Kirchen-
mitgliedschaft: Das gewohnheitschristli-
che Element nimmt tendenziell ab, das
bekenntnishafte Element verstärkt sich.

Dieser Differenzierungsprozess läuft
weiter, so dass sich einerseits die Unter-
schiedenheit der Gemeinden vom
Durchschnitt der Gesamtbevölkerung
erhöht und sich andererseits die Frage
nach der künftigen Ausrichtung der Kir-
chen intensiviert. Dabei ist zur Beurtei-
lung der Möglichkeiten sowohl die Ent-
wicklung der Kirchenmitgliedschaft in
anderen westlichen Ländern als auch die
generell rückläufige Neigung zu einer
festen Zugehörigkeit zu Großorganisa-
tionen in Rechnung zu stellen.

Akut problematisch geworden ist die fi-
nanzielle Lage der beiden großen Konfes-
sionen, die als Erben staatskirchlicher Ver-
hältnisse einerseits Mitgliederzahlen
übernommen, andererseits Hilfsangebo-
te aufgebaut haben, die in diesem Um-
fang in anderen Ländern christlicher Tra-
dition unbekannt sind. Durch die Ent-
wicklung der Altersstruktur bei einem bis-
her weitgehenden Verzicht des Staates
auf die Besteuerung von Alterseinkünften
und überdurchschnittlicher Austrittsnei-
gung der Bezieher höherer Einkommen
hat sich die Entwicklung des Kirchensteu-
eraufkommens von der allgemeinen
Steuerentwicklung entkoppelt. 

IV. Was folgt aus einer
volkskirchlichen Konzeption für 
die Kirchen im Deutschland des 

21. Jahrhunderts?

Die Kirchen müssen ihren Standort
in der pluralistischen Gesellschaft
als Bedingung eigener Existenz und
Wirksamkeit aktiv bejahen. 

Pluralistische Gesellschaften sind diffe-
renzierte Gesellschaften, deren Vereini-
gungen auf Freiwilligkeit der Mitglied-
schaft gründen. Der langfristige Trend
der Modernisierung schlägt sich für ge-
sellschaftliche Organisationen in einer
Tendenz zu fortschreitender Spezialisie-
rung von Einrichtungen und Zusam-
menschlüssen nieder. Für die Kirchen als
Organisationen aus vormoderner Zeit
folgt hieraus, dass sie auf den meisten
Feldern ökonomischen, gesellschaftli-
chen und politischen Handelns nicht nur
als fachlich inkompetent, sondern als
Außenseiter angesehen werden.

Soweit die Kirchen nicht einzelne sozia-
le Aktivitäten als Konsequenz ihrer reli-

giösen Botschaft in ihre organisatori-
sche Betreuung genommen haben,
können sie außerhalb ihres Eigenberei-
ches gestalterischen sozialen Einfluss
nur indirekt über die aktive Mitwirkung
bekennender Christen ausüben.

Die Kirchen müssen ihre soziale
Funktion und Position innerhalb der
profanen Gesellschaft akzeptieren.

Im Laufe der letzten dreißig Jahre des 20.
Jahrhunderts hat sich in Deutschland
eine Dienstleistungsgesellschaft ent-
wickelt. Auch die Kirchen haben – unge-
achtet ihrer legitimen theologischen
Selbstinterpretation – in ihre Arbeit auf-
zunehmen, dass sie aus säkularer Sicht
als Großkonzerne zur Sinnvermittlung
dem Non-Profit-Bereich des Dienstlei-
stungssektors von Wirtschaft und Ge-
sellschaft zuzurechnen sind. In der öf-
fentlichen Wahrnehmung stehen sie da-
bei einerseits als Anbieter eines immate-
riellen Gutes in Konkurrenz zu anderen
sinnvermittelnden Institutionen, ande-
rerseits als Organisationen außerhalb
des Erwerbslebens für die Masse ihrer
Mitglieder in Konkurrenz zu anderen
freizeitgestaltenden Einrichtungen. 

Für jede gesellschaftliche Institution
kommt es zur Erhaltung eines hohen Or-
ganisationsgrades bei einer auf Freiwillig-
keit beruhenden Mitgliedschaft darauf
an, den eigenen Mitgliedern die Zu-
gehörigkeit und ihr persönliches Engage-
ment nach säkularen Rechtfertigungsre-
geln plausibel erscheinen zu lassen. Dies
gilt unter der Maßgabe, dass das spirituel-
le Organisationsziel akzeptiert wird, auch
für die Kirchen. Folglich haben die Kirchen
ihre Veranstaltungen unter Einschluss im
engeren Sinne sakraler Handlungen hin-
sichtlich ihrer gesellschaftlichen Wirkung
als Dienstleistungsangebote zu verstehen
und – unter inhaltlicher Prägung durch
die zu verkündende Botschaft – zielgrup-
penbezogen zu konzipieren.

In diesem Zusammenhang sind die tra-
ditionellen Passageriten der Taufe, Kon-
firmation, Trauung und Beerdigung zu-
gleich als religiöse Beiträge zur privaten
Festkultur zu begreifen, entsprechend
sorgfältig zu planen und gezielt als
Anknüpfungspunkte für Kontakte zur
Gemeinde zu nutzen. Publizitätsträchti-
ge Akte wie Begräbnisse von Katastro-
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phenopfern oder Inhabern hoher staat-
licher Ämter sind in ihrer öffentlichen
Ausstrahlungswirkung hinsichtlich des
Images der Institution Kirche zu beach-
ten und mit entsprechend qualifiziertem
Personal durchzuführen. Dabei ist dafür
Sorge zu tragen, dass die Würde der Be-
troffenen wie auch der kirchlichen Feier
gewahrt wird.

Volkskirche im 21. Jahrhundert
kann sich nicht generell am Ziel
eines flächendeckenden Vollange-
botes in jeder Gemeinde orientie-
ren, sondern muss bei der Konzipie-
rung ihrer Leistungsangebote die
jeweiligen regionalen Verhältnisse
in Rechnung stellen. 

Den erhöhten Anforderungen an die
Qualität von Freizeitangeboten können
die Kirchen vor allem in Ballungszentren
als Regionen besonders scharfer Konkur-
renz von Freizeitangeboten und zugleich
Problemregionen kirchlicher Organisati-
on nur mit funktionaler Spezialisierung
begegnen. Hierzu ist der Ausbau von Ko-
operationsbeziehungen zwischen be-
nachbarten Gemeinden zu empfehlen. In
ländlichen und kleinstädtischen Gemein-
den kann demgegenüber der Versuch,
ein Vollangebot aufrechtzuerhalten, vor-
zuziehen sein. Für die somit gebotene
Differenzierung sind überregionale Pla-
nungskonzepte zu entwickeln. Vor Ort
haben die Kirchen als Dienstleistungsan-
bieter für ihre konkreten Angebote in ei-
ner sowohl dem religiösen Inhalt ange-
messenen als auch gesellschaftlich wahr-
nehmbaren Weise zu werben.

Volkskirche im 21. Jahrhundert
kann sich nicht mehr am Ziel einer
Gesamtorganisation der Gesell-
schaft neben dem Staat ausrichten,
sondern hat sich als Angebotskirche
zu verstehen. 

Als subjektive Konsequenz von Auf-
klärung und Säkularisierung ist eine Indi-
vidualisierung in der Beantwortung hand-
lungsorientierender Sinnfragen zu beob-
achten. Die Kirchen können daher ange-
sichts der Bedingungen ihrer sozialen
Existenz im 21. Jahrhundert nicht davon
ausgehen, ihre Organisation zu bewah-
ren, sofern sie ihre Mitglieder unter ein all-
gemein akzeptiertes Credo als Ausweis
der Rechtgläubigkeit zu stellen suchen. 

Der vergrößerten Anzahl konkurrieren-
der Anbieter entspricht es, dass sich die
Kirchen auf ein Verhalten ihrer Mitglie-
der wie auch Außenstehender als gele-
gentliche Nutzer einstellen. Daher ist es
von Bedeutung, dass kirchliche Ange-
bote jeweils spezifisch christliche Inhalte
erkennen lassen und geknüpfte Kontak-
te zur Anbahnung weiterer Begegnun-
gen genutzt werden. 

Bei der Konzipierung der Angebotspa-
lette dürfen die aktiv im Erwerbsleben
stehenden Teile der Bevölkerung und
die sozialen Eliten nicht vernachlässigt
werden, wenn die Kirchen den Kontakt
zu den Leistungsträgern in der Gesell-
schaft nicht verlieren wollen. Davon
hängt die Möglichkeit zur Einflussnah-
me auf künftige gesellschaftliche Ent-
wicklungen ebenso ab wie die Finanzie-
rung der eigenen Organisation.

Im Rahmen einer zeitgemäßen Evangeli-
sation sind auch die Altersgruppen der
Jugendlichen und jüngeren Erwachse-
nen für das eigene Anliegen gezielt zu
umwerben. Hierzu sind Gottesdienste
unter Wahrung ihres sakralen Charak-
ters für ihre Besucher als Chance zu einer
persönlichen Bereicherung zu gestalten.

Angesichts der rasanten Entwicklung
einer spezifischen Jugendkultur mit
Zügen hoher Spontaneität und geringer
Organisationsbindung sowie deren
schrittweisen Vordringens in höhere Al-
tersschichten müssen herkömmliche Or-
ganisations- und Veranstaltungsformen
auf ihre Akzeptanz hin überprüft wer-
den. Die Differenzierung der Gottes-
dienste in Kinder- und Erwachsenenver-
anstaltungen mit inflexiblen Anfangszei-
ten ist unzureichend. Durch ortsnahe ju-
gendspezifische Veranstaltungen mit
Ereignischarakter ist der Versuch zu ma-
chen, den insbesondere in der evangeli-
schen Kirche bereits traditionellen Ab-
bruch der Organisationskontakte mit
der Konfirmation zu überwinden.

Die Bezugsgrundlage der Kirchen
als Volkskirchen bietet ihr jeweili-
ges Gemeingut. 

Die organisatorische Chance der Kir-
chen liegt in dem von ihnen verkünde-
ten Gemeingut der Botschaft Jesu Chri-
sti. Der Bezug auf das Gemeingut bildet

dabei ein spezifisches Legitimations-
konzept: Nicht eine beliebige Mehrheit,
sondern das bezeugte Wort Gottes –
nach katholischer Auffassung daneben
auch die für verbindlich erklärten Leh-
ren dieser Kirche – entscheidet über die
innerkirchliche Verbindlichkeit einer
Auffassung. Die soziale Institution Kir-
che hat danach keine der Autonomie
des Individuums widersprechenden
Konformitätsansprüche gegen ihre Mit-
glieder durchzusetzen, sondern auf die
unverfälschte Überlieferung ihrer Glau-
bensinhalte zu achten. Die Leitungs-
strukturen sind demgemäss darauf zu
überprüfen, ob sie der Ausrichtung der
Verkündigung an den eigenen Überlie-
ferungsgehalten einerseits und der
praktischen Umsetzung an den Bedürf-
nissen der Gesamtgesellschaft anderer-
seits entsprechen. Die Orientierung an
kleinen Insidergruppen ist weder bib-
lisch legitim noch sozial angemessen.
Die Verwendung von Symbolen zur kir-
cheninternen Gruppendifferenzierung
ist danach als sozial kontraproduktiv
und gleichzeitig als Ausdruck einer Ori-
entierung an einem subjektiven Sonder-
bewusstsein abzulehnen.

Die Kirchen müssen die Spannungs-
lage bewältigen, die sich aus
gesamtgesellschaftlichen Trends
einerseits, subjektiven Erwartungs-
haltungen ihrer Mitglieder und dem
eigenen institutionellen Selbstver-
ständnis andererseits hinsichtlich
einer möglichen Spezialisierung
ergibt. 

Konträr zu den funktionalen Ausdiffe-
renzierungen im Bereich zweckhafter
sozialer Organisationen erfassen Fami-
lie und Religionsgemeinschaft die Per-
son in einer gesamthaften Weise. Gera-
de wenn Gott als derjenige verstanden
wird, der uns „unbedingt angeht“, hält
die Religion eine durch Zweckverbände
nicht zu leistende umfassende Hand-
lungsorientierung für den Menschen
bereit.

Umfassende Botschaft kann bei knap-
pen finanziellen Eigenmitteln in einer
differenzierten Gesellschaft jedoch nicht
in eine institutionelle Allzuständigkeit
der Kirchen umgesetzt werden. Viel-
mehr sind als Kriterien zur Beurteilung
der kirchlichen Relevanz einer Aktivität 

Volkskirche

Evangelische Verantwortung 3/016



8.

7.

� die Nähe zum Spezifikum des Christ-
lichen, 

� die Erkennbarkeit des institutionellen
Mittlers der Botschaft und 

� die Ausstrahlungseffekte in die Gesell-
schaft zu berücksichtigen. 

Dabei ist zu beachten, dass eine Grup-
pierung in der Öffentlichkeit um so eher
Aufmerksamkeit erhalten kann, je deut-
licher sie ihr Eigengut vertritt. Das theo-
logisch vorgegebene Ziel, die Kir-
chenglieder wirksam durch den Glauben
zu prägen, muss daher durch individuell
packende religiöse Inhalte, nicht durch
die organisatorische Breite sozialer Be-
treuungsangebote angestrebt werden. 

Die Kirchen haben offensiv dafür
einzutreten, dass die Zugehörigkeit
zu einer sozialen Organisation
generell mit der Zahlung eines Mit-
gliedbeitrages verbunden ist. 

Dem Modell einer aktiven Dienstlei-
stungskirche entspricht auf der Seite ih-
rer Finanzierung, dass sie ihren Anspruch
auf einen Mitgliedsbeitrag öffentlich zu
äußern wagt. Die in Deutschland tradi-
tionell erhobene Kirchensteuer ist ge-
genüber den eigenen Mitgliedern als ein
derartiger, sozial gestaffelter Beitrag
herauszustellen. 

Kirchenmitglieder, die keiner Kirchen-
steuerpflicht unterliegen und denen nicht
aufgrund ihrer individuellen sozialen Lage
Beitragsfreiheit gewährt wird, sind gene-
rell zur Entrichtung eines Basissatzes an-
zuhalten. Auch wenn hieraus neue Bela-
stungen für die Bewahrung des Mitglie-
derbestandes resultieren, ist es zur lang-
fristigen Sicherung kirchlicher Existenz
nötig, dass das Prinzip von Leistung und
Gegenleistung beiderseits – von Organi-
sation und Mitgliedern – akzeptiert und
seitens der kirchlichen Institutionen of-
fensiv vertreten wird. Dabei ist in der öf-
fentlichen Selbstdarstellung der Kirchen
der Nachweis gruppenspezifischer Lei-
stungsangebote der Einforderung des
Mitgliedsbeitrages voranzustellen. 

Zur Finanzierung ihrer gesellschaft-
lich als nützlich und notwendig
erkannten Aktivitäten haben die Re-
ligionsgemeinschaften als Alterna-
tive zu einer Ausweitung staatlicher
Leistungen nach Möglichkeiten zur

Einführung autonomer Regelungen
für ihre Mitglieder und zur Differen-
zierung der Beiträge für soziale
Dienstleistungsangebote zwischen
Mitgliedern und Nichtmitgliedern
zu suchen.

Existierende staatliche und vertragliche
Regelungen über kirchliche Angebote
sind auf die darin enthaltenen Restriktio-
nen hin zu überprüfen. So gilt das in
Deutschland aus der Zeit des Kultur-
kampfes beibehaltene staatliche Zwangs-
instrument der obligatorischen Zivilehe in
anderen westlichen Demokratien als
unnötig. Mit seiner Ersetzung durch eine
Registrierung der in religiöser Zeremonie
geschlossenen Trauungen könnten die
Kirchen mit ihren Dienstleistungsangebo-
ten in Konkurrenz zu staatlichen Akten
treten.

Vertragliche Regelungen mit staatli-
chen Stellen über kirchliche Kindergär-
ten sind daraufhin zu überprüfen, ob sie
finanzielle Vorteile für Eltern zulassen,
die der jeweiligen Kirche angehören.
Eigenständig kalkulierbare Leistungs-
entgelte im diakonischen bzw. carita-
tiven Bereich sollten einen über die
Kirchensteuer erbrachten Beitrag der
Kirchenmitglieder berücksichtigen. Für
Großstädte ist angesichts des Grades
der dortigen Säkularisierung zu prüfen,
ob evangelische Konfessionsschulen 
als Angebot zur Ersetzung staatlicher
Bildungsstätten eingerichtet werden
können. �

Anm.: 
Dieser Beitrag wurde vom

Evangelischen Arbeitskreis der CDU
des Bezirkes Niederrhein erarbeitet.
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Helge Schilling

Der Mensch ist auf Erziehung angewie-
sen, stellte der Biologe Adolf Portmann
vor einigen Jahrzehnten fest. Denn
verglichen mit anderen Säugetieren
kommt der Mensch physiologisch als
Frühgeburt zur Welt. Dies ist – so Port-
mann – notwendig, da Erziehung, bzw.
Weitergabe von lebenserhaltenden
Verhaltensregeln, die beim Menschen
nur noch schwach entwickelten In-
stinkte ersetzen muss. Erziehung ist al-
so für ein Kind lebensnotwendig, auch
wenn es im Gefolge der 68er Bewe-
gung anders hieß, frei nach Rousseau:
das Kind ist gut, lass es sich nur frei
entwickeln.

Wandel des Familienbildes

Eltern brauchen heute Ermutigung da-
zu, wieder bewusst und gerne Eltern zu
sein und ihre Kinder nach klaren Erzie-
hungszielen zu erziehen. Für die Ent-
mutigung und teilweise Erziehungsun-
fähigkeit der Eltern gibt es viele Gründe.
Zwei davon möchte ich kurz skizzieren:

1. Das Bild von Ehe und Familie hat sich
sehr gewandelt. Dieses Phänomen ist
allerdings nicht neu. Schon immer war
das Bild von Familie und Ehe dem Wan-
del durch den Zeitgeist unterworfen.

Mut zur Erziehung

Helge Schilling:
„Nur was ich selbst lebe, kann ich
glaubwürdig vermitteln“.



Diesen Wandel des Familienbildes
macht Prof. Bernd Rüther in einem Ar-
tikel in der FAZ vom 18. 5. 2000 am
Familienbild des Nationalsozialismus,
dem des DDR-Sozialismus und dem
heutigen Trend, Ehe und Familie ganz in
die Privatsphäre abzuschieben, sowie
an der Tendenz, den Begriff Ehe auch
auf homosexuelle Paare auszudehnen,
deutlich. 

Rüther führt dann weiter aus und setzt
damit einen Schwerpunkt, an dem alle
Bilder von Familie und Ehe sich messen
lassen müssen: „Jeder Staat, auch der
einer freiheitlichen Zivilgesellschaft,
muss seine gesetzlichen Angebote der
Formen von Lebenspartnerschaften am
Wohl der Kinder ausrichten, weil un-
ausweislich sie die Zukunft des Gemein-
wesens bilden.“ (Art.6, 1 GG). Weiter
heißt es dort: „Die Mütter und Väter des
Grundgesetzes wollten diesen besonde-
ren Schutz, weil sie die Ehe und Familie
als Keimzelle der Gesellschaft und des
Staates, als bestmögliche Garantie für
das Wohl der Kinder, als Stätte der Ge-
borgenheit, der Gesittung und Erzie-
hung ansahen.“ 

Es muss darum unsere Aufgabe sein, das
Wohl der Kinder in allen Überlegungen
an die erste Stelle zu setzen. Es darf uns
nicht gleichgültig lassen, in welchen
Formen von Lebenspartnerschaften
Kinder aufwachsen. Niemand kann in
einem freiheitlichen Rechtsstaat zur
staatlich bestätigten Ehe, die auf Dauer
angelegt sein sollte, gezwungen wer-
den. Um des Wohles der Kinder willen,
sollten wir sie aber immer wieder als die
beste Möglichkeit für das Heranwach-
sen von Kindern propagieren und staat-
lich schützen. 

Erziehungsauftrag

Homosexuelle Partnerschaften oder
kurzfristige heterosexuelle Beziehun-
gen haben diesen Erziehungsauftrag so
nicht im Blick. Da das heranwachsende
Kind das schwächste Glied in der Ge-
sellschaft ist, muss es Auftrag der CDU
sein, für den Schutz des Kindes Sorge
zu tragen. Wir müssen alles tun, um El-
tern wieder Mut zur Erziehung zu ma-
chen. Es ist wichtig, junge Menschen
auf ihre Aufgabe als Eltern vorzuberei-

ten, ihnen Ehe und Familie wieder lieb
zu machen. 

Hilflosigkeit in Erziehungsfragen

2. Nach meinen Beobachtungen als
Pfarrfrau und besonders während mei-
ner Zeit als Religionslehrerin erlebte
und erlebe ich nicht nur die Häufigkeit
von Scheidungen und Trennungen der
Eltern, ich wurde und werde auch Zeu-
gin des Trennungsschmerzes der Kin-
der und ihrer seelischen Destabilisie-
rung. Gleichzeitig beobachte ich im Ge-
spräch mit den Eltern deren große
Hilflosigkeit in Fragen ihres eigenen Le-
bens, aber auch Unsicherheit in Fragen
der Erziehung. Elternzeitschriften ha-
ben zwar Hochkonjunktur, bieten aber
häufig außer gut gemeinten Erzie-
hungsrezepten nicht nur wenig Hilfe,
sondern tragen oft genug zur Verwir-
rung in Erziehungsfragen bei. Einen
Wertekanon im Erziehungsstil vermit-
teln sie kaum. Außerdem fehlt vielen El-
tern ein klares Erziehungsziel. Ihr Erzie-
hungsverhalten schwankt oft zwischen
einem „Laisser-faire“ – fälschlich oft
Toleranz genannt – und äußerst auto-
ritärem Verhalten und Anschreien der
Kinder.

Suche nach einem verbindlichen
Wertekanon

Die Ursachen für die Hilflosigkeit liegen
zum Teil in den Auswirkungen der 68er
Bewegung, die tradierte Werte bewusst
zerschlagen hat, da sie diese für über-
holt und ausgehöhlt hielt. Meines Er-
achtens liegen die Ursachen aber tiefer;
nämlich in der Umbewertung und Per-
vertierung vieler Werte im National-
sozialismus. Werte wie Treue, Gehor-
sam, Fleiß, Pflicht, Ordnung wurden für
die Verbrechen der Nationalsozialisten
missbraucht. Diese Pervertierung der
Werte ist m.E. nie richtig aufgearbeitet
worden. Salomon Korn schreibt in ei-
nem Artikel in der FAZ vom 7.6. 2000:
„Die Schmerzlosen“: „Indem sie (die
Nationalsozialisten) die wesentlichen
Grundlagen der christlichen Lehre,  –
eben das von Jesus verkündete Liebes-
gebot – abschafften, hat sich ein Groß-
teil der Deutschen den religiösen und
humanistischen Traditionen der eige-
nen Geschichte entfremdet. 

Diese Entfremdung der Deutschen von
sich selbst ist die Folge einer beispiello-
sen kulturellen und zivilisatorischen
Selbstamputation. Deren fatale Wir-
kung traf und trifft noch immer vor al-
lem die nationale Identität der Deut-
schen.“ Ich füge hinzu: auch den Wer-
tekonsens der Deutschen. In keinem
westlichen Land ist der Traditionsab-
bruch so groß wie in Deutschland. Ist es
darum nicht an der Zeit, auf breiter Ebe-
ne über einen verbindlichen Werteka-
non nachzudenken, Erziehungsziele
und Wertmaßstäbe zu formulieren, zu
praktizieren und dann auch zu propa-
gieren? Nach Salomon Korn ist ein sol-
cher Grundwert das Gebot der Näch-
stenliebe. Ich würde einen Schritt wei-
tergehen und sagen, dass der Grund-
wert aller Erziehung in der Würde des
einzelnen Menschen als eines einmali-
gen, von Gott geschaffenem und ge-
liebtem Geschöpf liegt. Daraus ergeben
sich m.E. Erziehungsziel und Erzie-
hungsstil. Erziehung ist in erster Linie
Vorbildverhalten der Eltern und Erzie-
her im Guten wie im Bösen. Das bedeu-
tet, dass Erziehung immer auch Selbst-
erziehung der Erziehenden ist. Nur was
ich selbst lebe, kann ich glaubwürdig
vermitteln. Bei diesem Prozess brauchen
Eltern Hilfe, damit sie sich ihrer Aufgabe
und Verantwortung als Eltern klar wer-
den. Aus diesen Überlegungen heraus
haben wir folgende Erziehungsziele for-
muliert.

Mut zur Erziehung
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a) Das Kind soll von Anfang an
erfahren, dass es geliebt wird
und dass es seine eigene Wür-
de hat, nur dann wird es fähig,
die Würde anderer Menschen
zu achten.

b) Liebesfähigkeit und Barmher-
zigkeit als erstes Erziehungsziel
können sich dort entfalten, wo
ein Kind Liebe und Geborgen-
heit erfährt.

c) Die Gewissenserziehung: Die
Anlage zur Gewissensbildung
hat jeder Mensch, einen ange-
borenen Maßstab für Gutes
und Schlechtes nicht. Zulliger,
der große Schweizer Kinder-
psychotherapeut, weist in sei-
nem Buch: „Die Entwicklung



Familie als Kernstück zukunfts-
orientierter Gesellschaftspolitik

Die Familie ist also der Lebens- und
Schutzraum des Kindes. Sie ist das
Kernstück unserer Gesellschaft und
sollte durch eine zukunftsorientierte
Gesellschaftspolitik kontinuierlich sta-
bilisiert bzw. weiter gefördert werden.
Ich setze mich daher für eine Umset-
zung einer christlich orientierten Famili-
enpolitik ein, die folgendes berücksich-
tigen sollte:

� Lebenspraktischer Unterricht in allen
Schulformen zur Vorbereitung auf
Familie und Elternschaft.

� In besonderen finanziellen Notsitua-
tionen der Betroffenen, Starthilfe bei
der Familiengründung in Form eines
Darlehens.

� Neugestaltung des Erziehungsurlaubs.

� Erhöhung des Kindergeldes für alle in
der Familie lebenden Kinder.

� Finanzielle Stärkung der Kindertages-
stätten und Kinderhorte.

� Gemeinschaftsprojekte von Schulen,
Jugendämtern und Freien Wohl-
fahrtsverbänden für verhaltensauffäl-
lige Schülerinnen und Schüler und/
oder ihre Eltern.

� Finanzielle Förderung für Haushalts-
hilfen/Familienpflege, insbesondere im
Zusammenhang von Kurmaßnahmen
für Mütter und/oder Väter.

� Flexibilisierung der Arbeitszeiten für
Mütter und/oder Väter sowie Schaf-
fung von mehr Teilzeitarbeitsplätzen.

� Bezahlbarer lebenswerter Wohnraum
für kinderreiche Familien.

Das Einschlagen dieser familienpoliti-
schen Richtung ist der richtige Weg für
unser Land, um Familien Hilfe in Ihrer
Erziehungsarbeit zu geben. Die eigentli-
che Änderung unserer Auffassung muss
sich aber in unseren Herzen vollziehen.
Wir müssen wieder lernen, dass Kinder
nicht nur Kostenfaktor sind, sondern
Reichtum und Geschenk. Es genügt
nicht, ein Gesetz gegen Gewalt in der
Erziehung zu beschließen. Wir müssen
tiefer ansetzen: in jedem Kind begegnet
uns ein Geschöpf Gottes, das uns
braucht, um lebens- und liebesfähig zu
werden, damit sein Leben gelingen
kann. �

Anm.: 
Frau Helge Schilling ist 

stellvertretende Landesvorsitzende 
des Evangelischen Arbeitskreises der

CDU in Nordrhein-Westfalen. 
Diesem Beitrag liegt ein Papier des EAK

der CDU Herford zugrunde.
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des kindlichen Gewissens“
darauf hin, dass Gewissensbil-
dung durch den liebenden
Kontakt zu den Eltern, bzw. zu
einer anderen geliebten Kon-
taktperson entsteht. Erst ge-
horcht das Kind aus Liebe, um
die Eltern nicht zu betrüben,
später nach Lösung von den
Eltern aus Einsicht.

d) Dies ist dann die Grundlage für
die Ehrlichkeit. Es gehört zur
Würde und Freiheit des Men-
schen, nicht lügen zu müssen.
Ehrlichkeit und Offenheit kön-
nen sich nur dort entfalten, wo
ein Kind ohne ständige Straf-
angst in einem Raum der Liebe
und Freiheit aufwächst.

e) Zur Würde eines Kindes
gehört es aber auch, sein Fehl-
verhalten ernst zu nehmen
und darauf zu reagieren. Kin-
der brauchen die Erfahrung
der Grenze ihres Handelns und
die Kritik daran. So lernen Sie,
die Freiheit, die Würde und
das Wohlbefinden anderer
Menschen zu achten.

f) Erziehung des Kindes zur Ver-
antwortung. Früh muss das
Kind lernen, Verantwortung
für sein eigenes Handeln zu
tragen, sich aber auch für sei-
ne Mitmenschen verantwort-
lich zu wissen. Es muss be-
fähigt werden, später als mün-
diger Bürger für sich selbst zu
sorgen und für das Gemein-
wesen Verantwortung zu
übernehmen. Hierzu gehört
auch die Freude an der eige-
nen Leistung und daran, seine
Gaben zu entwickeln und ein-
zubringen.

g)  Das Kind erfährt seine Würde,
wenn es von Anfang an in sei-
nen Gedanken und seinen Fra-
gen ernst genommen wird.
Hieran anknüpfend kann sich
Gesprächs- und Beziehungs-
fähigkeit entwickeln. Auf die-
ser Basis ist kritisches Fragen
und Auseinandersetzung

möglich, ohne dass es zu
Demütigungen kommt. Der
Raum ist geschaffen, Ge-
sprächsfairness entstehen zu
lassen.

h) Das Erziehungsziel „Toleranz“
hängt hiermit unmittelbar in
Verbindung. Es ist das Lernen
des Respekts vor der Meinung
und Andersartigkeit des ande-
ren Menschen. Toleranz ist
nicht die kritiklose Übernahme
der Meinung des Anderen,
sondern geistige, aktive Aus-
einandersetzung mit anderen
Denkansätzen und Wertvor-
stellungen, manchmal auch in
einem schmerzhaften Ertragen
der Gegensätze.

i) Erziehung zur Lebensfreude
und Dankbarkeit. Diese Hal-
tung erwächst m.E. aus einer
lebendigen Beziehung zu Gott,
der unser Leben in Freud und
Leid begleitet, dem ich für
mein Leben verantwortlich
bin. In dieser Bindung an Gott
wurzelt die größte Freiheit des
Menschen. Glaubensbezie-
hung kann dort wachsen, wo
Eltern ohne zu moralisieren die
eigenen Kinder in ihr Glau-
bensleben einbeziehen. Aus
der Bindung an den Gott, der
sich uns in Christus offenbart
hat, erwächst dann die tiefste
Liebesfähigkeit, die Bereit-
schaft, sich für andere Men-
schen einzusetzen, die Fähig-
keit zu vergeben.



Willi Müller

Fälle für das
Bundesverfassungsgericht

Während des Kriegs war sie Witwe ge-
worden. Doch die Mutter von fünf Kin-
dern gab nicht auf. Sie sorgte u. a. dafür,
dass das zerstörte Haus wieder aufge-
baut wurde. Vor allem: Sie kümmerte
sich um die Kinder, zog sie groß, achte-
te auf gute Ausbildungen. Die Erfolge
blieben nicht aus. Die Kinder reüssier-
ten, auch beruflich, zahlten gemeinsam
schließlich im Monat rund 9.000 DM in
die Rentenkasse ein. Unverständlich
war für sie, dass ihre Mutter davon
nichts abbekommen sollte. Sie selbst
habe, so mussten sie sich sagen lassen,
nun einmal nichts eingezahlt. – Die Se-
niorin wurde so ein „Vorgang“ beim
Sozialamt. Doch auch da gab es Überra-
schungen: Bei nächster Gelegenheit for-
derte der Sozialstaat den zuerkannten
Betrag in Höhe von insgesamt 273,-
DM im Monat von den Kindern zurück.
Das Argument: Kinder müssten für die
Mutter zahlen. Der Fall landete – er
machte unter dem Stichwort „Trüm-
merfrau“ die Runde – schließlich beim
Bundesverfassungsgericht.

Ein anderer Fall, mit dem sich die Ver-
fassungshüter in Karlsruhe beschäftigen
mussten: Eine Frau und ein Mann, die
unverheiratet mit ihrem gemeinsamen
Kind in einer gemeinsamen Wohnung
lebten, hatten als Alleinerziehende ei-
nen steuerlichen Freibetrag in Anspruch
nehmen können. Nachdem sie geheira-
tet hatten, wollten sie nicht einsehen,
dass sie auf den steuerlichen Freibetrag
verzichten sollten. Ihr Aufbegehren soll-
te belohnt werden. Das Bundesverfas-
sungsgericht stellte nämlich fest, dass
der Verlust des Freibetrags allein wegen
der Tatsache, dass man geheiratet habe,
der Verfassung widerspreche. Es sind
dies lediglich zwei von zahlreichen Fäl-
len, die im Verlauf der vom Bildungs-

werk Mainz der Konrad-Adenauer-Stif-
tung veranstalteten „Mainzer Schloss-
gespräche“ zur Sprache kamen.

Familiengründung und wirtschaftliche
Rahmenbedingungen

Karl-Heinz van Lier brachte die Proble-
matik folgendermaßen auf den Punkt:
„Wir müssen uns überlegen, was vor
sich geht, ob man sich überhaupt an das
hält, was verfassungsmäßig ist.“
Der Verfassungsrichter a.D. Prof. Dr.
Paul Kirchhof konkretisierte dies, indem
er sich speziell mit der Stellung der Fami-
lie im Steuerrecht befasste. Seine Aus-
führungen erwiesen sich als besonders
wertvoll, hängt doch die Entscheidung
junger Menschen zum Kind und damit
zur Familie wesentlich davon ab, dass
Rahmenbedingungen des Rechts, der
Wirtschaft, der ökonomischen Entfal-
tungsmöglichkeiten bestehen, die es er-
lauben, unter den kulturellen und wirt-
schaftlichen Bedingungen der Rechtsge-
meinschaft Familien gründen zu kön-
nen. Die Bereitschaft zum Kind, so eine
der zentralen Aussagen von Kirchhof,
hänge davon ab, „dass wir wirtschaftli-
che Bedingungen schaffen, die es jeder-
mann ermöglichen, die Freiheit zur Fa-
milie, wie es Artikel 6 Abs. 1 unserer Ver-
fassung garantiert, auch tatsächlich in
Anspruch zu nehmen“.

Wirtschaftliche Leistungen von 
Ehe und Familie 

Deutlich wurde, Kirchhof führte dies
facettenreich im einzelnen aus, dass der
Rechts- und Sozialstaat, so wie er in 
der Bundesrepublik Deutschland ge-
genwärtig konzipiert ist, nicht existieren
könnte, wenn es nicht die wirtschaft-
lichen Leistungen der Familie und der
Ehe gäbe. Berechnungen zur Sozialhilfe
können bewusst machen, was passierte,
wenn die Familienangehörigen sich
nicht untereinander in Fällen der Krank-
heit, des Alters und der Not persönliche,

aber auch finanzielle Zuwendung leiste-
ten. Der staatliche Sozialhilfebedarf
würde sich dann zumindest verdreifa-
chen. Das Fazit: Es ist in erster Linie nicht
der Sozialstaat, der Menschen in per-
sönlichen Notsituationen abfängt, son-
dern es sind Familienangehörige. Ent-
sprechendes war über Betreuungen im
Alter zu hören. 

Unter dem Aspekt „Wirtschaftliche Lei-
stungen“ wurde auf  Untersuchungen
von Kriminologen verwiesen. Aussagen
wurden herangezogen, die belegen,
wie wichtig es für die Entwicklung eines
jungen Menschen sein kann, wenn er
bei Orientierungsarmut, bei möglichem
Konflikt mit den Gesetzen den persönli-
chen Dialog mit seinen Eltern und mit
seinen Geschwistern nicht haben kann.
Dies ganz schlicht deswegen, weil es
keine Geschwister gibt. Zudem wurden
Forschungsergebnisse zitiert, die zei-
gen, dass ein wesentlicher Teil der Pro-
bleme in der  Rechtsgemeinschaft dar-
auf zurückzuführen ist, dass junge Men-
schen ihre Freiheitsfähigkeit nicht im
privaten und familiären Bereich erleben
können. – Kirchhof stützte damit seine
Aussage, dass die Rechtsgemeinschaft
der Bundesrepublik Deutschland nicht
in der Lage sein wird, ihre Freiheitlich-
keit, ihr gegenwärtiges ökonomisches
und soziales Niveau auch nur an-
nähernd zu halten, wenn nicht dafür ge-
sorgt wird, dass Familien, wie sie nun
einmal im Generationenvertrag zugrun-
de gelegt sind, Zukunft haben.

Von Norwegen lernen und das
Verhalten der Wirtschaft beachten

Anderswo scheint man das Problem be-
griffen zu haben. In Norwegen etwa. Es
ist dies das Land nicht nur mit der höch-
sten Prosperität in Europa, sondern
zugleich das Land mit der höchsten Ge-
burtenrate und den höchsten staatli-
chen Finanz-Zuwendungen an erzie-
hende Eltern. Kirchhof regte an, ober-
flächliche Betrachtungen zurückzustel-
len und nach Ursachen zu fragen.
Beispielsweise bei Betrachtungen über
die Schwäche des Euro und die Dollar-
stärke. Dabei war die Bemerkung wich-
tig, dass die USA – bei etwa gleicher Be-
völkerungszahl wie die EU  –  ca.  40%
mehr Geburten als die EU aufweisen
können. Der naheliegende Schluss: Die
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Das Grundgesetz und die Ungerechtigkeiten
des sozialen Sicherungssystems
„Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz 
der staatlichen Ordnung.“



Zukunftsprognose in den USA ist eine
Wachstumsprognose, Innovationsfähig-
keit darf unterstellt werden. Nicht so für
Europa, nicht für die Bundesrepublik.
Denn hier verlaufen die entsprechenden
Kurven fallend. Demnach müsse gerin-
gere Produktivität und geringere Nach-
fragekraft prognostiziert werden. Das
Fazit: „Die Wirtschaft weiß das natür-
lich und reagiert darauf.“

Hemmnisse bei der Entscheidung 
für Familie

Anwerbeversuchen im Ausland, die bei
solchen Themen schnell empfohlen
werden, erteilte Kichhof eine Absage.
Dem Argument, man könne die Zukunft
dadurch sichern, dass man Menschen
nach Deutschland hole, wurde entge-
gen gehalten, dass man den Menschen,
die heute kommen, mittel- bis langfri-
stig gesehen die geschätzten Standards
nicht bieten könne, wenn hier aufwach-
sende Kinder fehlen. So fast nebenbei
wurde festgestellt: Sollte man in den
anderen Staaten, es könnten dies ei-
gentlich ja nur Schwellenländer sein, 
in großen Zahlen leistungsfähige und
gut ausgebildete Menschen abwerben,
dann müsse das als eine moderne Form
von Ausbeutung verstanden werden –
jenen im Aufbruch befindlichen Staaten
nähme man nämlich das Beste, was sie
haben: ihre gut ausgebildeten jungen
Menschen. 

„Die jungen Menschen wollen um ihrer
eigenen Biographie willen Kinder.“ Die-
se Aussage wurde im Kern vielfach be-
stätigt. Die Frage nach den Gründen,
dass in Deutschland junge Menschen
das Angebot der Familienfreiheit nicht
mehr so annehmen,  wie diese Rechts-
gemeinschaft es eigentlich verdient hät-
te, lag nahe. Als eine Ursache wurde die
Trennung von Wohnung und Arbeits-
platz genannt. Eine andere wurde in den
Schwierigkeiten gesehen, nach der Er-
füllung des Erziehungsauftrags wieder
zu angemessenen Bedingungen in die
Berufswelt zurückkehren zu können. Als
weitere Begründung wurde nicht zu-
letzt angeführt, dass „in unserer sehr
ökonomisch denkenden Welt die Erzie-
hungsleistung in ihrem ökonomischen
Wert sozialisiert worden sei. Wir alle sei-
en, wenn auch unterschiedlich, in Siche-
rungssysteme eingebunden und des-

wegen nicht mehr auf die Lei-
stungen eigener Kinder ange-
wiesen. Kaum war dieser Vor-
zug genannt, die Tatsache,
dass es auch für Kinderlose Si-
cherheitsansprüche gibt, wur-
de allerdings auf das große
Problem aufmerksam ge-
macht, dass dabei eine Grup-
pe, ohne die der Generatio-
nenvertrag nicht funktionieren
kann, die Mütter, nahezu un-
berücksichtigt geblieben sind.
Hier handelt es sich um Perso-
nen, von denen viele sich ha-
ben sagen lassen müssen, dass
sie, weil sie keinen Lohn be-
kamen oder bekommen, und
also keine Beiträge zur Sozial-
versicherung abzweigen konnten oder
können, auch nichts zum Generatio-
nenvertrag beigetragen haben. Kirch-
hof unmissverständlich: „Das ist das ge-
genwärtige Skandalon unseres sozialen
Sicherungssystems. Es wird damit gegen
den Gleichheitsgrundsatz des Grundge-
setzes verstoßen.“ – Eine Ungerechtig-
keit, die als unerträglich empfunden
wird. Daher auch der Rechtsfindungs-
auftrag des Bundesverfassungsgerichts
an den Gesetzgeber, sie mit jedem Re-
formschritt der Rentenreform gemildert
werden müsse, letztendlich gänzlich zu
beseitigen.

Steuerlich muss die Ehe als
Erwerbsgemeinschaft von Mann und

Frau gesehen werden 

Es wurde immer deutlicher: Die ökono-
mische Frage ist schon eine zentrale Fra-
ge in unserem System. Denn Freiheiten
können offensichtlich wahrgenommen
werden, wenn die finanziellen Voraus-
setzungen geschaffen sind. Man kam
somit nicht um die Einsicht herum, dass
Freiheit oft durch Geldvermögen ge-
prägte Freiheit ist. Der Blick auf Besteue-
rung ließ daran keine Zweifel. Es hängt
dies damit zusammen, dass im Einkom-
mensteuerrecht zunächst das Prinzip der
Individualbesteuerung gilt. Jeder wird
demzufolge mit dem besteuert, was er
an Einkommen erzielt. Im Falle einer Er-
werbsgemeinschaft, zum Beispiel einer
OHG oder einer KG, gilt zudem die Re-
gel, dass diejenigen, die gemeinsam ei-
nen Gewinn erzielt haben, diesen Ge-
winn für die Zwecke der Besteuerung

aufteilen können. Eine Regelung, die
normalerweise  Steuerminderungen zur
Folge hat. Auf dieser Grundlage können
Wohlhabende ihr Familiensplitting orga-
nisieren: Haben die Eltern etwa eine KG,
können sie bereits ihrem neugeborenen
Kind KG-Anteile übertragen – mit der
Folge, dass dann Jahr für Jahr für dieses
Kind 15% des Gewinnanteils steuer-
wirksam als persönliches Einkommen
abgezogen werden darf.  Eine wahrlich
attraktive Möglichkeit für Familien. Die
eigentliche Crux besteht nur darin, dass
rund 95% der Bevölkerung mangels hin-
reichenden Vermögens die so gebote-
nen Gestaltungschancen nicht wahr-
nehmen können. 

Auch dies mochte Provokation gewesen
sein, und dazu motivieren, die Aussage
des Grundgesetzes in Erinnerung zu
rufen, wonach Ehe und Familie unter
dem besonderen Schutz der staatlichen
Ordnung zu stehen haben. In Mainz
hatte das zur Folge, dass der Steuerex-
perte Kirchhof dezidiert dafür plädierte,
unter steuerlichen Gesichtspunkten die
Ehe weiter als Erwerbsgemeinschaft von
Mann und Frau zu betrachten, bei der
die Partner entscheiden, wer „nach
außen“ dem Erwerb nachgeht und wer
„im Binnenbereich“ die Familienaufga-
be wahrnimmt. Er rief dazu auf, darauf
zu achten, dass diese Erwerbsgemein-
schaft gegenüber den anderen nicht
schlechter gestellt ist. Daher auch seine
nachdrückliche Forderung, den im gel-
tenden Recht vorgesehenen Grundsatz
des Ehegattensplittings ja beizubehal-
ten und nicht aufzugeben zugunsten ei-
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Prof. Dr. Paul Kirchhof:
„Der Gesetzgeber sollte die Chance nutzen, sich
gegenüber der Familie, die nun einmal die
Zukunft des Gemeinwesens in der Hand hat,
generös zu verhalten“.



nes Realsplittings, bei dem die Ehepart-
ner steuerlich so behandelt werden als
seien sie geschieden.  

Ein Staat, der sich als Rechtsstaat
versteht, muss Unrecht beseitigen

Der Alarmruf  war deutlich: Eine Rechts-
gemeinschaft verspielt ihre eigene
Zukunft, wenn das Freiheitsangebot 
zur Familie, zum Kind, nicht von den
Freiheitsberechtigten in überwiegender
Mehrheit angenommen wird. Auch
diese Botschaft war unüberhörbar: Un-
sere rechtlichen und ökonomischen Sy-
steme, unsere Demokratie hat Zukunft,
wenn Ungerechtigkeiten beseitigt wer-
den können. Im Fall von Familienpolitik
und Familienförderung heißt das, dass
es darum gehen muss, Unrecht zu be-
seitigen und nicht etwa allein deswe-
gen schon als Recht anzusehen, weil es
vielen Menschen zugefügt wird. Es
muss kontinuierlich darauf hingewirkt
werden, dass der Gesetzgeber sich wei-
ter mit der Frage nach der Höhe von
Freibeträgen befasst. Er sollte immer
wieder daran erinnert werden, dass es
gängig ist, Investitionen in Betriebe
steuerlich zu schonen: Sie dürfen die
betrieblichen Ausgaben samt Werbe-
kosten in voller Höhe von der Einkom-
menssteuer absetzen. In Verbindung
damit ist darauf zu verweisen, dass fa-
miliärer Aufwand, Investitionen in Köp-
fe in Deutschland, einem Staat, der im
Grunde über keine Rohstoffe verfügt,
zur Zeit nur in Höhe des Existenzmini-
mums berücksichtigt werden kann und
dass der Rest aus versteuertem Einkom-
men bezahlt werden muss. Der Gesetz-
geber sollte die Chance nutzen, so ein
weiterer Appell des früheren Bundes-
verfassungsrichters, sich gegenüber der
Familie, die nun einmal die Zukunft des
Gemeinwesens in der Hand hat, ge-
nerös zu verhalten. �

Anm.:
Willi Müller arbeitet als wissenschaft-
licher Mitarbeiter im Bildungszentrum

Eichholz in der Hauptabteilung
politische Bildung und Kommunalpoli-

tik. Der Beitrag basiert auf einem
Vortrag von Verfassungsrichter a. D.

Prof. Paul Kirchhof, der  im Rahmen der
Mainzer Schlossgespräche der KAS

zum Thema  „Vorfahrt für die Familie!“
gehalten wurde.

Ekkehard Runge

Bundesgartenschau Cottbus 1997. Ne-
ben der Gläsernen Kirche betrachtet ei-
ne gut aussehende gebildete Dame den
liebevoll angelegten Biblischen Gar-
ten: „Ach, das ist ja interessant: In der
Bibel kommen Pflanzen vor. Ich hatte
gedacht, das wäre ein religiöses Buch.“

Galerie Alte Meister, Dresden, 1985.
Der Museumsführer bleibt vor einem
Gemälde mit einer biblischen Darstel-
lung stehen. „Sie sind anscheinend eine
kirchliche Gruppe; da ist Ihnen die Ge-
schichte von Mose bekannt. Ich kann
Sie gleich auf die Besonderheiten des
Bildes hinweisen. Wiederum Cottbus,
Januar 2001. Zehntausend Einwohner,
Männer Frauen, Kinder, Alte und Junge,
protestieren gegen einschlägig bekann-
te Rechtsradikale, die ein jüdisches Ehe-
paar verhöhnt und erneut Ausländer
zusammengeschlagen haben. Minister-
präsident Stolpe fordert eine schnellere
und härtere Bestrafung der Täter.

Gibt es einen Zusammenhang zwischen
Kenntnis der Bibel und ethischem Ver-
halten? Das mag nicht so eindeutig zu
klären sein. Unbestritten ist jedoch, dass
das Ernstnehmen der biblischen Kern-
botschaft von der Zuwendung Gottes
zu den Menschen stets heilbringend ge-
wirkt hat und die Abkehr von den Regu-
lativen dieser Botschaft keine Emanzi-
pation zur Freiheit sondern eher Orien-
tierungslosigkeit mit sich brachte.

Bibeljahr 1992

Vielleicht ist es notwendig, im Strafge-
setzbuch härtere Sanktionen für Strafta-
ten dieser Art anzudrohen und durchzu-
setzen. Sicher ist jedenfalls, dass die
Strafandrohung nicht unbedingt von
Straftaten abhält, dass vielmehr die Ver-
hinderung von sozial schädlichem Ver-
halten viel früher einsetzen muss. Das
Projekt BIBELMOBIL® will dazu einen
ganz spezifischen Beitrag leisten.

Das Jahr mit der Bibel 1992 brachte einen
bis dahin in unserer Gegenwart als nicht
möglich geglaubten Schub für das Inter-
esse an der Bibel. Die christlichen Kirchen
hatten sich, was für sich genommen be-
reits von größter Bedeutung war, zu einer
gemeinsamen Aktion entschlossen. Die
konfessionellen Bibelverlage verzeichne-
ten einen sprunghaft gestiegenen Absatz
an Bibeln und Bibelliteratur. Die Öffent-
lichkeit wurde auf das Problem der
schwindenden Bibelkenntnis aufmerk-
sam. Politiker aller Parteien unterstrichen
die fundamentale Bedeutung der Bibel als
Buch der Weltliteratur, als maßgeblich
prägendes Element der europäisch-
abendländischen Kultur und damit als
unaufgebbares Bindeglied zwischen den
europäischen Völkern und weit darüber
hinaus. Überlegungen dieser Art veran-
lassten später den Präsidenten der Eu-
ropäischen Kommission, Jacques Delors,
nach der „Seele für Europa“ zu fragen
und ein entsprechendes Programm der
Suche nach Spiritualität anzuregen.

Das Projekt BIBELMOBIL

Der Beitrag der Bibelgesellschaften in
Deutschland auf diese Herausforderung
erschöpfte sich nicht in der erfreulich
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Pastor Ekkehard Runge:
Die Bibel ist eine Orientierungshilfe
im Traditionswandel.



gestiegenen Bibel-Distribution. Eines
der in eine breite Öffentlichkeit wirken-
den Vorhaben, das bis heute unvermin-
dert, ja von Jahr zu Jahr erfolgreicher
verwirklicht wird, ist das „Projekt BIBEL-
MOBIL®„. Nur für ein Jahr konzipiert, ist
der Doppelstockbus der Berliner Ver-
kehrsbetriebe bis heute in den neuen
Bundesländern unterwegs. Die drei Mit-
arbeiter der Evangelischen (ehemals
Preußischen) Haupt-Bibelgesellschaft in
Berlin besuchen das ganz Jahr über
Schulen, aber auch kirchliche und kom-
munale Großveranstaltungen, um auf
die Bibel aufmerksam zu machen. 

Im Jahr 2000 wurden fast 23.000 Men-
schen darunter 16.000 Schülerinnen und
Schüler in einer (zumeist ersten) Informa-
tionsstunde mit der Bibel bekannt ge-
macht. Das geschah in 880 Veranstaltun-
gen, darunter fast 500 Unterrichtsstun-
den. Insgesamt haben in den vergange-
nen acht Jahren rund 300.000 Menschen
der neuen Bundesländer das BIBEL-
MOBIL® besucht, das sind mehr als 2 Pro-
zent der dortigen Gesamtbevölkerung.

Einsatz an den Schulen

Ein besonders wichtiges Anliegen ist der
Einsatz an den Schulen. Im allgemeinen
ist der Schulleiter / die Schulleiterin ein-
verstanden, dass der Bus auf dem Schul-
hof seine Türen öffnet. Lehrerinnen und
Lehrer aller Fachrichtungen haben nun
Gelegenheit, mit ihrer Klasse eine ganz
besondere Unterrichtsstunde zu erle-
ben. Das wird nach einigem Zögern re-
ge in Anspruch genommen. Oft müssen
beide Ebenen des Busses parallel ge-
nutzt werden. 

Eine ganz besondere
Unterrichtsstunde

Die Informationsstunde beginnt im
„Erdgeschoss“ mit dem Weg der Bibel
durch die Geschichte: Sie ist in langen
Jahrhunderten zu einem Buch zusam-
men gewachsen; sie wirkt heute in über
2000 Übersetzungen in aller Welt; sie ist
uns Deutschen besonders vertraut
durch die Lutherbibel, die bis in die Ge-
genwart sogar unsere Alltagssprache
prägt. Dazu gibt es exemplarisch von
der alten Handschrift bis zur Bibel auf
Mikrofiche, von der chinesischen Bibel
bis zur Ausgabe in Blindenschrift viel In-

teressantes zu sehen und anzufassen.
Im Obergeschoss gibt es dann je
nach Altersgruppe und Interessen-
lage Gelegenheit zu vertiefenden
Gesprächen und zum Betrachten
von Bibelfilmen.

Erste Kontakte mit der Bibel

Für die meisten Schülerinnen und
Schüler ist die Bibel etwas ganz Neues.
Manche kommen zunächst nur zögernd
mit in den Bus. Sie sind von Elternhaus
und Bekanntenkreis nicht unbedingt
negativ gegenüber der Bibel beeinflusst
worden, vielmehr ist das Thema Bibel –
Kirche – Gottesdienst überhaupt kein
Thema mehr, sondern seit Jahrzehnten
erledigt. So soll es nach Meinung der El-
tern-Generation auch bleiben. Manch-
mal ziehen wohl die Lehrerinnen und
Lehrer den größten Gewinn aus dem

Besuch des BIBELMOBIL®. In ihrer Aus-
bildung und Biographie haben Bibel,
ebenso wie christliche Feste, religiöse
Volksbräuche usw. keine Rolle gespielt.
Sie sind diesbezüglichen Fragen heuti-
ger Schüler hilflos ausgeliefert. 

Information und nicht Mission

Es geht also um Information und Vermitt-
lung des Bildungsgutes Bibel. Nur keine
Mission! Die Werbung für die Jugendwei-
he darf (offiziell) ja auch nicht in die Schu-
le! Und die Indoktrination durch die kom-
munistische Propaganda und die Partei ist
den meisten Lehrenden noch in negativer
Erinnerung. In der Tat arbeitet das BIBEL-
MOBIL® hier mit Vorsicht. Das stößt
möglicherweise bei stark missionarisch-
agitatorischen Gruppen auf Kritik; das
BIBELMOBIL® sieht jedoch seine Aufgabe

dar-
in, überhaupt eine Tür
für die Bibel zu öffnen und zu
vermitteln, dass sich eine Beschäftigung
mit diesem Thema lohnt. Das gilt ganz un-
abhängig davon, ob die neuen Bibel-In-
teressierten „religiös“, „kirchlich“ einge-
stellt sind, oder „nur“ ein wichtiges Gut
abendländischer Bildungstradition ken-
nen lernen möchten. 

Gleichwohl bleibt die Bibel ein Angebot.
Das wird durch die Mitarbeiter des BI-
BELMOBIL® durchaus vermittelt. Denn
Orientierungshilfe im Traditionswan-
del und vielfachem Traditionsabbruch
der Gegenwart muss vor allem der jun-
gen Generation auf jede Weise nahe ge-
bracht werden. Die Bibel hat in ihrer Ge-
schichte immer wieder bei denen, die sie
ernst nahmen, ihre das Leben gestalten-
de, umgestaltende Kraft bewiesen. Das
„Projekt BIBELMOBIL®“ will zu seinem
Teil dazu beitragen, dass Jugendliche
aus bestimmten Negativ-Schlagzeilen
verschwinden und dass viele Menschen
wahrnehmen, woher sie kommen, was
ihnen in der Gegenwart Kraft gibt und
Orientierung für die Zukunft. �

Anm.: 
Pastor Ekkehard Runge, Direktor a. D.

der Evangelischen Haupt-
Bibelgesellschaft und von Canstein-

schen Bibelanstalt, Berlin
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� Faszination Bibel – die etwas
andere Unterrichtsstunde.

Bibel mobil machen

Für diesen Dienst brauchen 
wir ihre Hilfe.
Bitte unterstützen sie den
Förderverein BIBELMOBIL®,
Ziegelstraße 30, 10117 Berlin, 
Tel.: 030-288 788 500, 
E-Mail: Kontakt@bibelgesell-

schaftberlin.de
Konto: Bank für Kirche und
Diakonie Nr.: 1567005018
BLZ 35060190



Lexikon Opposition und
Widerstand in der 
SED-Diktatur
Hg. von Hans-Joachim
Veen, Bernd Eisenfeld, Hans
Michael Kloth, Hubertus
Knabe, Peter Maser, Ehrhart
Neubert und Manfred Wilke
Propyläen, Berlin 2000, 
455 S., Abb., geb., 78,00 DM

Werden die DDR-Bürger-
rechtler, die maßgeblich zum
Sturz der SED-Diktatur bei-
getragen haben, heute schon
zu den Vertretern einer aus-
sterbenden, wenn nicht so-
gar bereits ausgestorbenen
Art gezählt? In der Presse und
auf zahlreichen Tagungspro-
grammen lese ich hinter den
Namen meiner Freunde aus
der DDR-Opposition inzwi-

schen immer öfter die bereits
titular verfestigte Bezeich-
nung „ehemaliger DDR-Bür-
gerrechtler“. Das klingt wie
eine Art von Berufsbezeich-
nung oder gar „Bürgerrecht-
ler außer Diensten“. Viele
wollen von den DDR-Bürger-
rechtlern heute nichts mehr
wissen oder betrachten sie
einfach nur noch als Stören-
friede, wenn diese z.B. dafür
eintreten, die Opfer der SED-
Diktatur nicht zu vergessen.

Der Konrad-Adenauer-Stif-
tung und einem prominent
besetzten Herausgeberkreis
ist dafür zu danken, dass sie
jetzt die Bedeutung von „Op-
position und Widerstand in
der SED-Diktatur“ in einem
umfangreichen Lexikon diffe-
renziert und seriös überschau-
bar gemacht haben: 92 Auto-
ren und Autorinnen, viele da-
von selber in der DDR-Oppo-
sition aktiv, beschreiben in
377 Artikeln eine Vergangen-
heit, die zu vergehen droht.
Insofern teile ich Ehrhart Neu-
berts Optimismus, die DDR-
Bürgerrechtler hätten „einen
festen Platz in der deutschen
Erinnerungskultur gefun-
den“, nur sehr bedingt. Rich-
tig ist hingegen seine Fest-
stellung, die DDR-Opposition
verkörpere „eine demokrati-
sche Tradition, die in der deut-
schen Geschichte nicht sehr

breit angelegt ist“ (S.36). Das
alleine schon macht ein sol-
ches Lexikon wichtig!

„Das Lexikon bietet“, so
Hans-Joachim Veen in seiner
Einführung „eine Breitenbi-
lanz auf der Höhe der gegen-
wärtigen Erkenntnisse, auf
der die weitere Forschung
und politische Bildungsarbeit
aufbauen kann. Das vorran-
gige Ziel der Herausgeber
war, eine Gesamtschau von
Opposition und Widerstand
zu erarbeiten und zwar in
doppelter Hinsicht: Sie be-
ginnt bereits mit dem frühen
Widerstand in der Sowjeti-
schen Besatzungszone ge-
gen die Zwangsmaßnahmen
der sowjetischen Militärad-
ministration und reicht über
die verschiedenen Phasen
der SED-Diktatur bis zum Fall
der Mauer am 9. November
1989 und die Wiedervereini-
gung unter dem Grund-
gesetz der Bundesrepublik
Deutschland am 3. Oktober
1990 bis zu den ersten ge-
samtdeutschen Bundestags-
wahlen am 2. Dezember
1990. Zudem wird das ganze
Spektrum widerständigen
Handelns und systemkriti-
scher Verhaltensweisen in
den Blick genommen, vom
aktiven, offenen Widerstand
bis zu innerer Abkehr, Flucht
in geschlossene Kreise und
Opposition im Alltag. Dabei
wird eine beeindruckende
Formenvielfalt von Oppositi-
on und Widerstand, ihr
Reichtum, an Phantasie und
Pfiffigkeit, aber auch ihre
ganze Unterschiedlichkeit
nach Ausrichtung und Inten-
sität offenkundig. Das alles
galt es, dem Vergessen,
Übersehen und Verdrängen
zu entreißen“ (S. 13 f).

Mich hat beim Stöbern in
diesem Lexikon erneut be-
eindruckt, in welchem Um-
fang Christinnen und Chri-
sten am Widerstand gegen

die SED-Diktatur beteiligt
waren. Sie nahmen ihre
„evangelische Verantwor-
tung“ ernst und fanden da-
bei immer stärker auch zahl-
reiche Bündnispartner, die
sich aus anderen Motiven
heraus den totalitären Zu-
mutungen der SED-Macht-
haber verweigerten und da-
bei den „Schutzraum“ der
Kirchen nutzten.

Ein Lexikon, das wie dieses
einen ersten Zugriff auf eine
Geschichtsphase wagt, de-
ren Beteiligte ja durchaus
noch aktiv sind, weckt natür-
lich auch manche weiterge-
hende Wünsche. Ich teile
prinzipiell die Auffassung der
Herausgeber, dass diejeni-
gen, die in der DDR-Opposi-
tion dem MfS dienstbar wa-
ren, hier keinen Platz finden
dürfen. Trotzdem bleibt aber
die Frage, ob nicht in einer
künftigen erweiterten Aufla-
ge auch diese Menschen vor-
kommen müssten, die für die
Opposition zeitweilig wich-
tig waren, auch wenn sie im
Auftrag der „anderen Seite“
handelten.

Unausgewogen und ergän-
zungsbedürftig sind gewiss
auch die Artikel, die opposi-
tionelle Tendenzen in Litera-
tur und Kunst der DDR zu
beschreiben versuchen. Ich
habe damals in der Berliner
Samariterkirche immer wie-
der Dichterlesungen, Aus-
stellungen und Auftritte von
Liedermachern organisiert,
weil ich überzeugt war: Das
hilft uns. Da werden Dinge
artikuliert, die für unseren
Widerstand wichtig sind.

Bei einer Neuauflage gäbe es
gewiss auch sonst noch klei-
nere Irrtümer und Fehler zu
berichtigen, aber das alles
beeinträchtigt mein Gesam-
turteil nicht: Opposition und
Widerstand in der SED-Dik-
tatur haben mit diesem Lexi-
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Liebe Leserin, lieber Leser, 
in Zukunft wird es in der Evangelischen Verantwortung
eine neue Rubrik geben. In diesem Monat führen wir das
„Evangelische Leserforum“ ein. Persönlichkeiten evan-
gelischen Glaubens aus Kirche, Politik und Gesellschaft
haben sich bereit erklärt, an dieser Stelle Bücher verschie-
denster Gattung zu rezensieren. Aktuelle Bücher stehen
genauso auf der Liste wie Klassiker. Ich hoffe, dass Sie an
der einen oder anderen Besprechung Gefallen finden.
Der Pfarrer und Bundesvorsitzende der Christlich Demo-
kratischen Arbeitnehmerschaft Rainer Eppelmann (MdB)
beginnt mit der ersten Buchbesprechung.

Dr. Bernhard Felmberg
(Bundesgeschäftsführer) 

Evangelisches 
Leserforum



kon ein Gesicht erhalten.
Hier bleiben auch viele von
denen gegenwärtig, die
nicht in das vorderste Ram-
penlicht traten. Hier wird
deutlich gemacht, dass Op-
position in der DDR ein
flächendeckendes Phäno-
men war, sich also nicht nur
in Ost-Berlin abspielte. Hier
belegt schließlich ein reich-
haltiges Literaturverzeichnis,
wie weit wir mit der Aufar-
beitung der SED-Diktatur in-
zwischen gekommen sind,
die ab 1992 durch die Enque-
tekommissionen zur öffent-
lichen Angelegenheit ge-
macht wurde. 

Rainer Eppelmann

� EAK der Sächsischen
Union diskutierte
„Geistige Erneuerung“

Unter Leitung des Landes-
vorsitzenden, Staatsminister
Dr. Hans Geisler MdL, kam
der Evangelische Arbeitskreis
der Sächsischen Union zu sei-
nem 5. Seminar zusammen.
Zu den Teilnehmern der Ta-
gung gehörten auch CDU-
Landes- und Landtagsfrak-
tionsvorsitzender Dr. Fritz
Hähle MdL, die Landtagsab-
geordneten Hans-Jörg Kan-
negießer und Horst Rasch so-
wie der Bundesgeschäftsfüh-
rer des EAK der CDU/CSU,
Dr. Bernhard Felmberg.

In ihrem Einführungsreferat
zum Tagungsthema „Geisti-
ge Erneuerung am Beginn
des 3. Jahrtausends“ kriti-
sierte die frühere Präsidentin
des Berliner Abgeordneten-
hauses, Frau Dr. Hanna-Re-
nate Laurien, den Verlust der
Streitkultur in unserem Land.
In Bezug auf die nationale
Identität der Deutschen be-

klagte sie: „Wir haben uns
viel zu lange vor dieser Frage
gedrückt!“ Christen hätten
es auch nicht nötig, mensch-
liche Abgründe zu verdrän-
gen. Kanzler Schröder irre, so
Laurien, wenn er sage, Reli-
gion sei Privatsache. Es gehe
dabei auch um die Frage der
Menschenwürde und um die
Begrenzung menschlicher
Macht. 

Erstmalig nahm auch der
Sächsische Landesbischof
Volker Kreß teil. In seinem
Vortrag „Beitrag der Kirche
zur geistigen Erneuerung in
Sachsen“ wies er darauf hin,
dass die Zahl der Gottes-
dienstbesucher in Sachsen
zunimmt. Auch der Religions-
unterricht, christliche Kinder-
gärten sowie die Diakonie lei-
steten einen großen Beitrag
zur Wertevermittlung. Kreß:
„Glaube bedeutet, meinen
Wohnraum mit Gott zu tei-
len. Religiöse Momente ha-
ben viele, aber das Wohn-
recht wollen sie Gott nicht
zugestehen.“ „Diese Not der
Verweigerung vor der Tiefe
des Glaubens“, begegne ihm
besonders im Medienbereich.
Die Medien verweigerten sich
oft, wenn Kirche sich nicht nur
gesellschaftskritisch sondern
geistlich äußere. Vielleicht
brauche unser Volk eine neue
Begegnung mit dem Ernst des
Lebens, sagte der Landesbi-
schof. 

Zum Thema „Leben aus er-
schlossener Zukunft – Geist-
liche Impulse für geistige Er-
neuerung“ sprach der ehe-
malige Greifswalder Bischof
Eduard Berger. Nach seiner
Analyse seien die religiösen
und weltanschaulichen Syste-
me als überpersönliche, die
einzelnen Menschen umgrei-
fende Ordnungen, Deute-
und Orientierungsgrößen im-
mer weniger fähig, ihre le-
bensdienlichen Leistungen zu
erbringen. Das mache sich als

belastende Sinnentleerung
bemerkbar. Die Unsicherheit
in der Definition dessen, was
wir Leben nennen, zeige sich
in der Abtreibungspraxis, der
Debatte über Gen- und Bio-
technik sowie der wachsen-
den Zustimmung zum Selbst-
mord und hinsichtlich des An-
spruchs aktive Sterbehilfe ein-
fordern zu können. Dagegen
müssten Christen über ihre
Orientierung Rechenschaft
geben. Geistige Erneuerung
beginne mit Unterscheidun-
gen im Nebel des scheinbar
Beliebigen und der Willkür.
„Ehrfurcht vor und Liebe zu
Gott seien die Quelle der Ver-
antwortung, die zu den nöti-
gen Unterscheidungen füh-
re“, sagte er. Politiker trügen
in ihrem Bereich die Verant-
wortung vor Gott für das rela-
tive Wohl, nicht für das Heil
oder die Erfüllung idealer oder
utopischer Sehnsüchte der
Menschen. Der Bischof: „Wer
nicht sagen kann und will,
wem er sich verantwortet,
dem ist nicht zu trauen!“
Eduard Berger ist seit dem 1.
Februar Beauftragter der
evangelischen Kirchen beim
Freistaat Sachsen an. 

Christine Lieberknecht MdL,
Präsidentin des Thüringer

Landtages, sprach über die
Grundlagen christlich-demo-
kratischer Politik. Sie stellte
die Frage nach Rahmenbe-
dingungen, die Politik ange-
sichts der bedenklichen de-
mografischen Entwicklung in
Deutschland schaffen kön-
ne, so dass Familie wieder
wichtig und Kinder wieder
zum Normalfall unseres Le-
bens würden? 

Das „C“ ist für die Landtags-
präsidentin kein Kleidungs-
stück, welches man beliebig
wechseln kann, sondern für
die CDU konstitutiv. Zu den
tragenden Werten zählte die
Theologin die Freiheit in der
Bindung, die Fähigkeit zur Ei-
genverantwortung, die Ver-
pflichtung zur Solidarität, die
Achtung der Menschenwür-
de und die Gegnerschaft zu
jedem Totalitarismus. 

Das politische Handeln darf
nach Frau Lieberknecht nicht
zum Selbstzweck oder zum
Showgeschäft nach den Ge-
setzen unserer Medienge-
sellschaft werden. Wo Prag-
matismus und Inszenierung
wichtiger seien als Inhalte,
könnten anstehende Proble-
me nicht gelöst werden. 

Lothar E. Klein

Aus unserer Arbeit
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Aus unserer Arbeit

Insgesamt haben bisher 401 Leserinnen und Leser dazu
beigetragen, dass die „Evangelische Verantwortung“
weiter existieren kann. Wir bedanken uns herzlich! Die
Spendensumme beträgt 26.600,32 DM. Wir hoffen wei-
ter auf Ihre nötige Unterstützung.

Unterstützen Sie die Arbeit des EAK der
CDU/CSU:

Konto: Postbank Köln, BLZ 370 100 50, 
Konto-Nr. 112 100-500

oder

Sparkasse Bonn, BLZ 380 500 00, 
Konto-Nr. 56267
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O Haupt voll Blut und Wunden voll Schmerz und voller Hohn,
o Haupt, zum Spott gebunden mit einer Dornenkron,
o Haupt, sonst schön gezieret mit höchster Ehr und Zier, 
jetzt aber hoch schimpfieret: gegrüßest seist du mir!

Ich danke dir von Herzen, o Jesu, liebster Freund,
für deines Todes Schmerzen, da du´s so gut gemeint.
Ach gib, dass ich mich halte zu Dir und deiner Treu und, 
wenn ich nun erkalte, in dir mein Ende sei.

Wenn ich einmal soll scheiden, so scheide nicht von mir,
wenn ich den Tod soll leiden, so tritt du dann herfür;
wenn mir am allerbängsten wird um das Herze sein,
so reiß mich aus den Ängsten kraft deiner Angst und Pein.

Erscheine mir zum Schilde, zum Trost in meinem Tod, 
und lass mich sehn dein Bilde in  deiner Kreuzesnot. 
Da will ich nach Dir blicken, da will ich glaubensvoll 
dich fest an mein Herz drücken. Wer so stirbt, der stirbt wohl.

Paul Gerhardt (12. März 1607 - 27. Mai 1676)

In diesem Jahr begehen wir den 425. Todestag von Paul Gerhardt. In der Passionszeit gedenken wir im
besonderen dieses Mannes, dessen rund 130 Lieder sich durch sprachliche Schönheit und Natürlichkeit
auszeichnen. Vor dem Hintergrund des Dreißigjährigen Krieges spiegeln sie persönliches Gottvertrauen
und christliche Heilserfahrung wider. 


